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AARGAU 24

Abstimmung am 21. Mai
Hartes Ringen um das Energiegesetz des Bundes

Aargauer Wirtschatft ist uneinig

Wie sieht die kiinftige Stromversorgung aus? Ist die Strategie des Bundes, tiber die das Volk am
21. Mai ab-stimmit, der richtige Weg oder fiihrt er in die falsche Richtung? Die grossen
Wirtschaftsverbinde sind un-einig. Die Industrie- und Handelskammer sagt klar Nein, im
Gewerbeverband konnte ein Ja resultieren.

Sonnenenergie soll zur kiinftigen Energieversorgung einen deutlich héheren Beitrag leisten.

VON MATHIAS KUNG

er Aargau ist der Energie-

kanton der Schweiz. In kei-

nem anderen Kanton wird

so viel Strom produziert.

Zur Energiestrategie 2050

gehort, dass die AKW, wenn
sie dereinst abgeschaltet werden, mit Spa-
ren, Effizienzgewinnen, mehr Wasserkraft,
erneuerbaren Energien und verbesserter
Speicherung kompensiert werden sollen
(vgl. Kasten). Fiir den Aargau, wo drei der
fiinf Schweizer AKW stehen, eine besonde-
re Herausforderung. Die Energiedebatte
verlduft hier denn auch anders als in ande-
ren Kantonen. Zwar wird wie auf nationa-
ler auch auf kantonaler Ebene ein Ja von
SP, Griinen, EVP, GLP, BDP und CVP resul-
tieren. Die Gewerkschaften sind klar dafiir.
Die SVP behandelt die Energiegesetz-Vorla-
ge am Parteitag vom 26. April kontradikto-
risch. Das klare Nein ist aber absehbar. Die
FDP hat gestern Abend entschieden (vgl.
Artikel rechts).

Handelskammer sagt klar Nein

Doch die Skepsis, ob die Energiewende
funktioniert, ist hier grosser als anderswo.
Das spiirt man in der Aargauischen Indus-
trie- und Handelskammer (AIHK) beson-
ders deutlich. Der schweizerische Wirt-
schafts-Dachverband Economiesuisse ver-
zichtete zutiefst uneinig auf eine Parole.
Jetzt entschied der Vorstand der ATHK nach
langerer Diskussion zwar nicht einstimmig,
aber klar gegen die Vorlage, so Prasident
Daniel Knecht: «Das Nein basiert haupt-
sichlich auf ordnungspolitischen Uberle-
gungen. Die Vorlage enthilt gewiss auch
positive Punkte. Doch wir wollen keine fl-
chendeckenden Subventionen, keine staat-
lich durchregulierte Energieversorgung.
Wir wollen kein Technologieverbot, dafiir
unsere Versorgungsautonomie erhalten.»
Aber wie will dies die ATHK machen? Mit
neuen AKW, wenn die bisherigen sukzessi-
ve vom Netz gehen? Knecht winkt ab:
«Dass ein neues AKW, wie wir sie heute

kennen, in der Schweiz keine Chance mehr
hétte, ist uns klar. In der Energiebranche
ist heute aber sehr viel im Umbruch. Auch
deshalb darf es kein Technologieverbot ge-
ben. Wir miissen offen sein fiir neue Mog-
lichkeiten, doch dabei muss der freie Markt
spielen kénnen.»

«In Abwagung aller

aller Argumente kamen wir zum Schluss,
dass die Vorlage fiir das Gewerbe vorteil-
haft ist.» Um Klarheit zu schaffen, wo das
Gewerbe steht, hat der Vorstand be-
schlossen, sie der Delegiertenversamm-
lung zu unterbreiten. In Wettingen wer-
den zwei Exponenten von
Schweizer Verbinden,

Sagt das Gewerbe Ja? niamlich von Swissclean-
Spannend wird die De- A'.'gumente kamen tech (pro) und von Swiss-

legiertenversammlung wir zur!1 SChlUSS, . mem (kontra), die Klin-

des Aargauischen Gewer- dass die Vorlage fiir  gen kreuzen.

beverbandes (AGV) am das Gewerbe vor-

27. April in Wettingen. tejlhaft ist.» ABB hinter Bund

Zwar hat der Vorstand
des Schweizerischen Ge-
werbeverbandes im Ver-
hiltnis 2:1 klar die Ja-Pa-
role beschlossen. Dieses deutliche Ja hat
selbst Kurt Schmid {iberrascht, den Prisi-
denten des Aargauischen Gewerbever-
bandes (AGV). Der Vorstand des AGV
empfiehlt auch ein Ja, jedoch nur mit
knappem Mehr. Schmid: «In Abwigung

Kurt Schmid Prasident
Aargauischer Gewerbeverband

Die Fronten gehen quer
durch die Branchen und
verlaufen auch innerhalb
der Branchen. So sagt der
schweizerische Branchenverband Swiss-
mem Nein zum Energiegesetz. Der Tech-
nologiekonzern ABB Schweiz sieht das
aber anders. Laut Remo Liitolf, Vorsitzen-
der der Geschiftsleitung, unterstiitzt ABB
Schweiz die Energiestrategie 2050: «Sie ist

technisch machbar, und ABB kann einen
Beitrag zur Umsetzung leisten, indem wir
mit innovativen Technologien Losungen
fiir eine nachhaltigere Energieversorgung
sowie zur Steigerung der Energieeffizienz
und zur Verbesserung der industriellen
Produktivitit bieten.» Gleichzeitig miisse
die Stromversorgung langfristig sicherge-
stellt und finanzierbar sein, und der Staat
sollte keine Technologien vorschreiben
oder verbieten, so ABB. Liitolf weiter:
«Die Herausforderungen bestehen heute
in erster Linie darin, die erforderlichen
wirtschaftlichen und politischen Rahmen-
bedingungen zu schaffen. Die Technolo-
gien stehen bereits zu Verfiigung.»

Leuthard kommt nach Aarau

Anfang Mai kommt Bundesprisidentin
und Energieministerin Doris Leuthard fiir
eine Abstimmungsveranstaltung nach
Aarau in ihren Heimatkanton. Eine Gele-
genheit fiir Unschliissige, sich ein Bild von
der Vorlage zu machen.

ENERGIEGESETZ

Darum geht es am 21. Mai

as Eidgenossische Parlament hat
zur Umsetzung der Energiestrate-
gie 2050 das Energiegesetz revi-

diert und damit ein erstes Massnah-
menpaket beschlossen. Es soll dazu die-

nen, den Energieverbrauch zu senken, die
Energieeffizienz zu erh6hen und erneuer-
bare Energien zu fordern. Dieses erste Pa-
ket zur Umsetzung der Energiestrategie
2050 kommt am 21. Mai zur Abstimmung.
Nachfolgend die wichtigsten Punkte:

= Im Gesetz werden fiir 2020 und 2035
Richtwerte fiir den Energie- und Strom-
verbrauch verankert. Daran orientieren
sich die Massnahmen.

® Ab 2021 diirfen neu importierte Autos
im Schnitt {iber die ganze Flotte nur noch
95 g CO-/km ausstossen (heute 130 g).

® Das Programm von Bund und Kanto-

nen fiir energetische Gebdudesanierun-
gen erhdlt mehr Geld aus der CO--Abga-
be (bis 450 Mio. Franken/Jahr).

u Steuerabziige konnen im Jahr der Sa-
nierung und neu auch in den zwei fol-
genden Steuerperioden geltend gemacht
werden. Zudem konnen Abbruchkosten
neu von den Steuern abgezogen wer-
den, wenn ein Altbau durch einen ener-
getisch besseren Neubau ersetzt wird.

® Produzenten von Strom aus erneuer-
baren Energien miissen ihren Strom neu
ab einer bestimmten Anlagengrosse
selbst vermarkten. Kleine Wasserkraft-
werke (mit einer Leistung von weniger
als 1 Megawatt) konnen keine Einspeise-
verglitung mehr beantragen.

m Wasserkraftwerke und Biomasseanla-
gen konnen neu Investitionsbeitrige bean-

tragen. Zudem kénnen neu auch fiir gros-
sere Photovoltaikanlagen Investitionsbei-
trage bewilligt werden.

u Bestehende grosse Wasserkraftwerke
(mit einer Leistung von mehr als 10 Mega-
watt) konnen wihrend fiinf Jahren eine
Marktpramie in Anspruch nehmen fiir
Strom, den sie am Markt unter den ihnen
entstandenen Kosten verkaufen mussten.
u Der Netzzuschlag fiir die Forderung der
Stromproduktion aus erneuerbaren Ener-
gien, fiir die Energieeffizienz und fiir die
okologische Sanierung von Wasserkraft-
werken wird von 1,5 auf 2,3 Rappen pro
Kilowattstunde erhoht.

= Der Bau neuer AKW wird verboten: Be-
stehende AKW diirfen produzieren, solan-
ge sie sicher sind. Sie diirfen nach der Ab-
schaltung nicht ersetzt werden. (viku)

ENERGIEGESETZ

Das sagt die
Aargauer Regierung

Der Regierungsrat empfiehit,
die Vorlage zum Energiege-
setz anzunehmen. Drei der
finf Schweizer Kernkraftwerke
stehen auf Aargauer Kantons-
gebiet und decken rund 35
Prozent des Schweizer Strom-
bedarfs. Die Regierung ver-
weist in ihrer Stellungnahme
auf die vom Grossen Rat ver-
abschiedete kantonale Ener-
giestrategie energieAARGAU.
Diese basiere auf der Ener-
giestrategie 2050 des Bun-
des. Die wiederum ziele mit
dem ersten Massnahmenpa-
ket in die richtige Richtung.
Der Aargau sehe die Energie-
zukunft als Chance und wolle
sie aktiv mitgestalten, so die
Regierung weiter. Mit seinen
vielen Energieforschungsins-
tituten und -unternehmen ha-
be er die besten Vorausset-
zungen dazu. (MKU)


kw
Hervorheben

kw
Hervorheben

kw
Hervorheben

kw
Hervorheben


	Freitag, 7. April 2017
	Seite: 24
	Sondierbohrungen: Nagra kontert die Kritik vom Bözberg 
	Bei der FDP übernimmt nun ein Energiestrategie-Gegner 
	Aargauer Wirtschaftist uneinig 
	Nachrichten 

	Seite: 25
	Sondierbohrungen: Nagra kontert die Kritik vom Bözberg 
	Bei der FDP übernimmt nun ein Energiestrategie-Gegner 
	Aargauer Wirtschaftist uneinig 
	Nachrichten 




